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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Sozialpolitik 
(20. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des 
Reichsknappschaftsgesetzes 
(Erstes Knappschaftsrentenversidierungs-Änderungs- 
gesetz — 1. KnVÄG) 
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Berichterstatter: 

Abgeordneter Teriete 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/296 — in der nachstehen- 
den Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 26. März 1963 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Dr. Schellenberg Teriete 

V ersitzender Berichterstatter 

angenommen in der 70. Sitzung am 28. März 1963 


Drude; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 20. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel 1 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der Fassung vom 
1. Juli 1926 (Reichsgesetzbl. I S. 369), zuletzt geän- 
dert durch das Gesetz zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung (Unfallversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetz — UVNG) vom . . . (Bun- 
desgesetzbl. I S. , . wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

Nach § 98 wird folgender § 98 a eingefügt: 

u§ 98a 

(1) Der Träger der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung hat einem Versicherten, der die Voraus- 
setzungen der Wartezeit nach § 49 Abs. 4 erfüllt hat, 
auf Antrag eine Knappschaftsausgleichsleistung zu 
gewähren, wenn seine bisherige Beschäftigung in 
dem knappschaftlichen Betrieb aus Gründen, die 
nicht in seiner Person liegen, nach Vollendung des 
fünfundfünfzigsten Lebensjahres endet. 

(2) Für den Jahresbetrag gilt § 53 Abs. 2 Satz 1 
zweiter Halbsatz. Die Knappschaftsausgleichslei- 
stung ist vom Beginn des Monats an zu gewähren, 
der dem Monat folgt, in dem die Beschäftigung des 
Versicherten in dem knappschaftlichen Betrieb 
endet. Im übrigen gelten die Vorschriften, die sich 
auf die Knappschaftsrente beziehen, für die Knapp- 
schaftsausgleichsleistung entsprechend. 

(3) Neben einer Knappschaftsausgleichsleistung 
wird eine knappschaftliche Rente nicht gewährt. 


(4) Die Knappschaftsausgleichsleistung fällt mit 
der Wiederaufnahme einer Beschäftigung in einem 
knappschaftlichen Betrieb weg." 

Artikel 2 

Ubergangsvorsdiriften 

§ 1 

Eine Knappschaftsausgleichsleistung erhält auch 
der Versicherte, dessen Beschäftigung unter den 
Voraussetzungen des § 98 a des Reichsknappschafts- 
gesetzes vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes, 
aber nach dem 31. Dezember 1959 endet. 

§ 2 

Die Leistungen nach diesem Gesetz sind vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an zu gewähren, wenn 
der Antrag bis zum 31. Dezember 1964 gestellt wor- 
den ist; anderenfalls gilt § 82 Abs. 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes. 

Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 
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